
RL Handelsverträge
Der Kongreß der Vereinigten Staaten hat am 12. Juni 1934 eine

Zusatzakte zu dem Tariff-Act vom Jahre 193o beschlossen 33), die den

Präsidenten der Vereinigten Staaten für einen Zeitraum von drei Jahren
zum Abschluß von Handelsverträgen ohne Mitwirkung des Kongresses

24) Treaty Inform. 1934, Bull- 58, S. 2; BUU. 60, S. i; Bull. 61, S. 1-2; Recueil des

LoisF 1934, S. 1402.

25) Vgl. diese Z. Bd. IV, S- 359.

26) Gegenwärtig gilt die Fakultativklausel für folgende Staaten: Abessinien,- Alba-

nien, Australien, Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutsches Reich, Dominikanische

Republik, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Haiti, Indien,

Irland, Italien, Jugoslawien, Kanada, Kolumbien, Lettland, Litauen, Luxemburg,
Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Persien, Peru

&apos;,

Portugal, Rumänien, San Salvador, Schweden, Schweiz, Siam, Spanien, Südafrikanische

Union, Ungarn, Uruguay. Vgl. Eidg. Ges. Slg- 1934, S. 1342.

27) Diario Ofleial de Brasil !934, S. 13604; Treaty Information 1934, Bun. 57, S- 1-

28) Diario Oficial (Uruguay) 1934, Nr. 8476; Diario Ofieial de Brasü 1934, S. 25 875 -

29) Diese Z. Bd. IV, S. 331.

30) Treaty Information 1934, BuH. 59, S. i.

31) Diario Oficial de Brasü 1934, S- 14268; Treaty Information 1934, Bull. 56, S. i.

32,) Treaty Information 1934, Bull- 53, S. 1-

33) Publie Resolutions, Nr. 316, 73d Congress.
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ermächtigt und ihm zu diesem Zweck die Vollmacht gibt, die geltenden
Zollsätze bis zu 500/o ihrer gegenwärtigen Höhe zu erhöhen oder herab-

zusetzen. Darnif wird der Grundsatz der Zollautonomie, der der bis-

herigen Handelspolitik der Vereinigten Staaten das Gepräge gegeben
hat,aufgegeben. DieRichtungderneuenamerikanischenHandels-
politik hat der amerikanische Staatssekretär in einer Erklärung vom

22. November 1934 wie folgt umschrieben 34):

#The favored-nation policy in its unconditional forin, as it wag

set out in the Montevideo program for world business recovery, is our

ultimate objective. We are following it as nearly as we can. We are

seeking to facilitate the restoration of normal international finance and

commerce. We are and will as we go along embody every practical me-

thod and idea and plan calculated to advance and facilitate the resto-

ration of the normal processes of international trade and finance based

on the doctrine of equality of treatment and equality of opportunity.&lt;

Die amerikanische Regierung ist bereits mit zahlreichen europäischen
und außereuropäischen Ländern in Handelsvertragsverhandlungen ein-

getreten. Bisher -ist unter der Geltung des neuen Gesetzes nur der

Handelsvertrag mit Cuba vom 2-4. August 1934 (in Kraft seit dem 3. Sep-
tember 1934) abgeschlossen worden 3 5&apos;), der aber auf Grund der geo-

graphisch und historisch bedingten, besonders engen wirtschaftlichen

Beziehungen der Vertragsparteien eine Sonderstellung einnimmt. Es

handelt sich um einen ausgesprochenen Präferenzvertrag außerhalb

des MeistbegünstigungssystemS36). Die Zubilligung der Präferenzen ist

in Art. XI u. a. davon abhängig gemacht, daß keiner der Vertragspartner
Beschränkungen und Hindernisse im Zahlungsverkehr einführt, die

über die am :r. April 1934 bestehenden hinausgehen. Zuschlagszölle
zum Ausgleich einer bei dem Vertragspartner etwa eingetretenen Wäh-

rungsentwertung dürfen nur erhoben werden, wenn es sich um eine mehr

als zehnprozentige Entwertung handelt (Art. X).
Die deutsche Regierung hat dien zwischen dem Deutschen Reich

und den Vereinigten Staaten am 8. Dezember 192-3 abgeschlossenen
Freundschafts-, Handels-. und Konsularvertrag 37) am 13. Oktober 1934

34) Press Releases VOM 24- November 1934, S. 321.

35) Executive Agreement Series No. 67.
36) In der Praambel zu dern Vertra e heiBt es: *The President of the United States

of America and the President of the Republic of Cuba, desirous of strengthening the

traditional bonds of friendship and commerce between their respective countries by
maintaining as the basis for their commercial relations the granting of reciprocal pre-

ferential treatment, in continuation of the policy adopted in the Convention of Commer-

cial Reciprocity of 1902 between the two countries # Die Vereinigten Staaten

haben die Regelung ihrer Handelsbeziehungen mit Cuba in sämtlichen Handelsver-

trägen rnit anderen Mächten von der Meistbegünstigung ausgenommen.

37) RGBL 11 1925, S. 795-
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gekündigt 38), um eine Abänderung des Art. VII.dieses Vertrages herbei-

zuführen, in dem sich die Vertragsstaaten die bedingunslose gegen-

seitige Meistbegünstigung in Handel, Schiffahrt und Zollregelung ein-

geräumt haben. Der Vertrag läuft noch bis zum 13. Oktober 1935.
Der affl 3,D.&apos;Juli 1934 zwischen Italien und Bulgarien abgeschlossene,

am 18. Oktober 1934 vorläufig in Kraft getretene Handelsvertrag39) und

das am ii. Oktober-1934.zwischen Ägypten und den französischen Man-
datsgebieten in Kleinasien (Syrien, Libanon, Latakie, Drusien) abge-
schlossene vorläufige Haffdelsabkommen 40) halten sich in dem für Meist-

begünstigungsverträge üblichen Rahmen. Das durch Notenwechsel

vom 211. Juni 1934 abgeschlossene vorläufige Handelsabkommen zwischen

Estland und Japan 41) geht ebenfalls von der gegenseitigen Meistbegün-
stigung aus. Die die Ausnahmen von der Meistbegünstigung betreffende

Regionalklausel ist durch die Erwähnung des von Estland bisher

noch nicht anerkannten 42) Staates Mandschukuo interessant. Gemäß

Ziff. i c sind von der Meistbegiinstigung ausgenommen

Ahe advantages which are or may be granted by Japan to Man-

choukuo, China or the Union of Socialist Soviet Republics in regard
to the customs tariff with the sole object of encouraging specific, regional
economic relations therewith;#

Der der Auslegung des japanisch-mexikanischen Handelsvertrages vom

8. Oktober 1924 und des mexikanischen Einwanderungsgesetzes die-

nende japanisch-mexikanische Notenwechsel vom g. März 1934 43) ist

besonders durch das Entgegenkommen erwähnenswert, das die mexi-

kanische Regierung hinsichtlich der japanischen Einwanderung nach

Mexiko zeigt.
Dem in der neuen Handelspolitik der Vereinigten Staaten zum

Ausdruck gelangenden Streben nach einer Rückkehr zur möglichst
uneingeschränkten Meistbegünstigung stehen in Europa die dem Meist-

begünstigungsprinzip entgegengesetzten Tendenzen zu handels-

politischer Blockbildung gegenüber.
Die auf der Konferenz von Ankara (30- Oktober bis 2. November

1934) für die sogenannte Balkanentexte ausgearbeitete Satzung eines

Wirtschaftsrates der Balkanentente ist an anderer Stelle besprochen 44).
Der im Anschluß an die Konferenz von Ankara zustandegekommene,

am 12. November 1934 unterzeichnete griechisch-tfirkische Handels-

38) RGBL 11 1934, S- 1047.

39) Gazzetta Ufficiale 1934, S. 4722, 4749.

40) Journal Officiel du gouvernement Egyptien 1934 Nr. 92, Supp16ment.
41) Riigi Teataja 1934, Nr. 61, Art. 536.
42) Vgl. dazu oben S. 149 &apos;Anm- 34 am Ende.

43)* IMetin Oficial de la Seeretaria de Relaciones Exteriores (Mexiko) Be. 63, NO- 7,

S. 18 ff.

44) Oben S. 131, Wortlaut S. 134-
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vertrag 45) verstärkt die schon bisher engen Handelsbeziehungen zwischen
den beiden Staaten. Um Devisenschwierigkeiten vorzubeugen, wurde

vereinbart, daß bis zu 500/&quot; der türkischen Einfuhr nach Griechenland
in griechischen Erzeugnissen, 20o, in Erzeugnissen von Ländern, deren
Handelsbilanz im Verhältnis zu Griechenland passiv ist, und nur 30,97o
in Devisen bezahlt werden. Zur Durchführung des Abkommens ist

ein gemeinsames Austauseliamt geschaffen worden.

Das auf der Bukarester Konferenz der Notenbanken der Kleinen
Entente ausgearbeitete PrograMM46) sieht in ähnlicher Weise wie der

auf&apos; der Konferenz von Ankara aufgestellte&apos;Plan und entsprechend
den auf der dritten Tagung des Wirtschaftsrates der Kleinen Entente

(VOM 24. g. bis i. io. 1934) ausgearbeiteten Richtlinien 47) eine enge
Zusammenarbeit der beteiligten Notenbanken, das Studium der Wirt-

schaftlichen und finanziellen Lage der Vertragspartner sowie mehrseitige
Kombinationen im Clearing-Verkehr vor und schließt mit einem Be-

kenntnis zum Goldstandard als einer der Voraussetzungen für die wirt-

schaftliche Erholung und die Wiederkehr normaler Zustände. Auch

hier finden sich also Ansatzpunkte zu einer wirtschaftlichen Großraum-

bildung. Die Anfänge dieser Bestrebungen reichen bei der Kleinen Ent-
ente übrigens bis in den Mai i933 zurück.

Schon im Dezember 1933 war von belgischer Seite die Anregung
ausgegangen, zwischen den europäischen Ländern, die auf der Londoner

Weltwirtschaftskonferenz in einer gemeinsamen Erklärung vom 3- Juli
1933 ihren Willen zur Aufrechterhaltung des Goldstandards zum Aus-

druck gebracht hatten, eine engere wirtschaftliche Zusammenarbeit
herbeizuführen. Dieser Plan ist durch die Konferenzen, die am 24- und

25. September 1934 in Genf und am 2o. Oktober 1934 in Brüssel zwischen
den Delegierten der sogen. Goldblockländer stattgefunden haben, seiner

Verwirklichung näher gebracht worden. Das am 20. Oktober 1934
zum Abschluß der Brüsseler Verhandlungen von den Vertretern Belgiens,
Frankreichs, Italiens, Luxemburgs, der Niederlande, Polens 48) und der

Schweiz unterzeichnete Protokoll 49) erneuert nicht nur das Bekenntnis
der Unterzeichner zum Goldstandard, sondern sieht auch die Schaffung
einer Generalkommission mit einem ständigen Sekretariat vor, die Vor-

arbeiten für eine Erhöhung des Außenhandelsvolumens der Goldländer

untereinander im Wege zweiseit,iger, binnen Jahresfrist abzuschließender

Handelsverträge leisten, den endgültigen Text einer Handelspropaganda-

45) La Documentation Internationale 1934, S. 135.

46) Abdruck im Temps VOM 2. 11- 1934-

47) Abdruck: La Documentation Internationale 1934, S. 118-

48) Polen hat sich an der Londoner Erklärung vom 3. Juli 1933 nicht beteiligt.
49) Abdruck: La Documentation Internationale 1934, S. 135; das Protokoll vom

25. September 1934 ist abgedruckt ebenda S. 98.
ll*
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Konvention ausarbeiten sowie Probleme des Fremden- und des allge-
meinen Personen- und Warenverkehrs in Unterkommissionen bearbeiten

soll. Die Generalkommission soll sodann ein Programm aufstellen

sans perdre de vue les intdr des tiers et la n6cessit6 d&apos;une colla-

boration plus 6tendue sur le plan international. Einer Ausdehnung
des Handelsverkehrs zwischen den Goldblock-Staaten steht - von

wirtschaftlichen Erwägungen abgesehen - vor allem die in den bis-

herigen Verträgen der beteiligten Staaten enthaltene Meistbegünsti-
gungsklausel entgegen. Gegenseitige Einräumung von Präferenzen

hinsichtlich der Zollsätze ist bei Widerspruch meistbegünstigter dritter
Staaten unmöglich. In Frankreich denkt man sich eine Belebung des

Handels zwischen den Goldblockstaaten daher zunächst daß Über-
schüsse aus nicht voll von dritten Ländern ausgenutzten Kontingents-
quoten den üb Goldländern zur Verfügung gestellt werden. Auch
im gegenseitigen Verkehr der Goldblockstaaten würde sich, ähnlich wie

bei den der Balkan- oder Kleinen Entente angehörigen Ländern, die Mög-
lichkeit zu mehrseitigen Kombinationen ergeben, die ihrerseits den Ab-

schluß zweiseitiger Verträge auf neuer Grundlage ermöglichen könnten 50).
Im Anschluß an die Brüsseler Konferenz sind zwischen verschie-

denen Staaten des Goldblocks Handel aufge-
nommen, worden.

Vom 6.---8. September 1934 sind schließlich die Außenminister
der nordischen Staaten (Schwedens, Dänemarks, Norwegens und Finn-

lands) in Stockholm zusammengetreten, um ebenfalls über eine Erwei-

terung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit und eine Fortentwicklung
der in der Konvention von Oslo vom :2:2. Dezember 1930 51) nieder-

gelegten Grundsätze zu beraten. Es wurde beschlossen, in jedem der

beteiligten Länder&apos;einen ständigen Ausschuß zum Studium der ein-

schlägigen Fragen einzusetzen5-z). In Schweden ist ein solcher Aus-

schuß bereits ins Leben gerufen worden.
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